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93. Öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung der 37. Änderung des 
Flächennutzungsplans der Gemeinde Saerbeck gemäß § 6 Baugesetz-
buch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom  3. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes 
vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) 

 
 
Der Rat der Gemeinde Saerbeck hat in seiner Sitzung am 1. September 2022 gemäß der §§ 7 und 41 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 G vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490), die 37. Änderung des 
Flächennutzungsplans mit folgendem Wortlaut beschlossen:  
 
Der Rat beschließt die 37. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Saerbeck bestehend aus Planzeich-
nung mit Festsetzungen und Begründung einschließlich Umweltbericht in der vorliegenden Form gemäß § 5 
BauGB. Der Hauptverwaltungsbeamte wird beauftragt, die Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde ge-
mäß § 6 BauGB einzuholen und die Flächennutzungsplanänderung in Kraft zu setzen.   
 

Genehmigung: 
 
Die Bezirksregierung Münster hat mit Verfügung vom 16. Januar 2023 – Az. 35.02.01.700-020/2022.0002 die 37. 
Änderung des Flächennutzungsplans mit folgendem Wortlaut genehmigt: 
 
Gemäß § 6 des Baugesetzbuchs genehmige ich die vom Rat der Gemeinde Saerbeck am 1. September 2022 
beschlossene 37. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Saerbeck. 
 
Die Genehmigung  wird gem. § 6 Abs. 5 BauGB in Verbindung mit § 12 der Hauptsatzung der Gemeinde Saerbeck 
in der jeweils derzeit gültigen Fassung öffentlich bekannt gemacht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung wird die 37. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Saerbeck rechts-
wirksam.  
 
Die von der 37. Änderung des Flächennutzungsplans betroffenen 5 Teilflächen sind in nachfolgenden Planausschnit-
ten des Flächennutzungsplans mit einer breiten Punktlinie umrandet dargestellt: 
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Die derzeit noch landwirtschaftlich genutzte Teilfläche 1 liegt südöstlich von Saerbeck und schließt dort entlang der 
Westladbergener Straße an den bestehenden Siedlungsbereich an. Mit der Planänderung wird die Entstehung eines 
Wohngebietes planungsrechtlich vorbereitet.  
 
 
Für die Ausweisung der neuen Wohnbauflächen müssen Bauflächen aus verschiedenen Plangebieten in insgesamt 
gleicher Flächengröße als Tauschflächen zurückentwickelt und dem Freiraum wieder zugeführt werden. Diese ge-
werblichen Bauflächen im Bereich Schulkamp sind in den vier folgenden Änderungsbereichen (Teilflächen 2 bis 5) 
dargestellt: 
 

 
 

Teilfläche 2: Gemarkung Saearbeck Flur 20, Flurstücke 328, 329 und 375 teilweise, Teilfläche 3: Gemarkung 
Saerbeck, Flur 24, Flurstücke 16, 17 teilweise, 18, 52, 60. 
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Teilfläche 4: Gemarkung Saerbeck, Flur 20, Flurstück 79 teilweise, Teilfläche 5: Gemarkung Saerbeck Flur 20, Flur-
stück 188.  

Einsichtnahme: 
 
Die 37. Änderung des Flächennutzungsplans mit Begründung einschließlich Umweltbericht und der zusammenfas-
senden Erklärung gemäß § 6a BauGB, über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öf-
fentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden, und über die Gründe, aus 
denen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten 
gewählt wurde, kann nach Terminvereinbarung während der Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Saerbeck, 
Amt für Planen und Bauen, Ferrières-Straße 11, 48369 Saerbeck, Telefon 02574/89 205 oder 89-206, oder auf der 
Internetseite der Gemeinde Saerbeck unter https://www.saerbeck.de/Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungs-
plaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm eingesehen werden. Über den Inhalt der Flä-
chennutzungsplanänderung wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  

 
Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung NRW 
wird hingewiesen:  
 
Eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs (§ 214 BauGB) 
werden gemäß § 215 BauGB unbeachtlich, wenn diese nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Ge-
nehmigung des Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde Saerbeck geltend gemacht worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung der Vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründet, ist darzulegen. 
Nach § 7 Abs. 6 der GO NW kann eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
gegen Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
       nicht durchgeführt, 
b) der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

https://www.saerbeck.de/Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
https://www.saerbeck.de/Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und  
       dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den  
       Mangel ergibt. 
 

Saerbeck, 01.02.2023      Gemeinde Saerbeck 
         Der Bürgermeister 
         gez. Dr. Lehberg 
            
         Kreis Steinfurt 09/2023/93 
 
 
 
 
 

94. Öffentliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zur Teilaufhe-
bung des Bebauungsplans Nr. 28 „Gewerbegebiet Nord I“ der Ge-
meinde Saerbeck gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt 
geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 6) in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 G vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) 

 
 
Der Rat der Gemeinde Saerbeck hat in seiner Sitzung am 1. September 2022 die Teilaufhebung des Bebauungs-
plans Nr. 28 Gewerbegebiet Nord I als Satzung beschlossen. Der Beschluss hat folgenden Wortlaut:  
Der Rat beschließt den Bebauungsplan bestehend aus Planzeichnung und Festsetzungen gemäß § 10 BauGB in 
Verbindung mit §§ 7 und 41 GO NW als Satzung. Die Begründung mit Umweltbericht ist Bestandteil des Bebau-
ungsplans und wird ebenfalls beschlossen.   
  
Der Geltungsbereich der Teilaufhebung ist in nachfolgender Darstellung mit einer rot schraffierten Fläche (Flür-
stücke 328, 329 und 375 teilweise der Flur 20 in der Gemarkung Saerbeck) dargestellt:   
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Der Aufhebungsbereich wird im Süden von der Hahnstraße und im Westen bzw. Osten von der Ibbenbürener 
Straße begrenzt. Der bisher als gewerbliche Baufläche identifizierte Bereich wird nun wieder als Fläche für die 
Landwirtschaft ausgewiesen. Die Baulandfläche musste zugunsten eines neu entwickelten Baugebietes im Südos-
ten der Ortslage aufgegeben werden. Der Flächennutzungsplan ist parallel angepasst worden.  
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird gem. § 12 der Hauptsatzung der Gemeinde Saerbeck sowie gem. § 2 Abs. 4 der 
BekanntmVO NW und des § 7 Abs. 6 der GO NRW in der jeweils derzeit gültigen Fassung, öffentlich bekannt ge-
macht.  
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Teilaufhebung des Bebauungsplan Nr. 28 Gewerbegebiet Nord  I in Kraft.  

Einsichtnahme  
 

Die Bebauungsplanänderung  mit Begründung einschließlich Umweltbericht und der zusammenfassenden Erklä-
rung gemäß § 10a BauGB, über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden, und über die Gründe, aus denen der Plan 
nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt 
wurde, kann während der Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Saerbeck, Amt für Planen und Bauen, Ferri-
ères-Straße 11, 48369 Saerbeck oder auf der Internetseite der Gemeinde Saerbeck unter 
https://www.saerbeck.de/ Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-
und-sonstige-Satzungen.htm  
eingesehen werden. Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  

https://www.saerbeck.de/%20Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
https://www.saerbeck.de/%20Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
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Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung NRW 
wird hingewiesen:  
 
Eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs (§ 214 BauGB) 
werden gemäß § 215 BauGB unbeachtlich, wenn diese nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Genehmigung des Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde Saerbeck geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung der Vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründet, ist darzu-
legen. 
Nach § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
gegen Satzungen nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und  
      dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den  
      Mangel ergibt. 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für die Eingriffe in eine bis jetzt zulässige Nutzung durch diesen Bebauungs-
plan und über die Fälligkeit bzw. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

 
Saerbeck, 01.02.2023      Gemeinde Saerbeck 
         Der Bürgermeister 
         gez. Dr. Lehberg 
            
         Kreis Steinfurt 09/2023/94 
 
 
 

95. Öffentliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zum Bebau-
ungsplan Nr. 44 „Hanfteichweg“ der Gemeinde Saerbeck gem. § 10 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt geändert durch Art. 1 des Ge-
setzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) in Verbindung mit §§ 7 
und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 G vom 13. April 2022 
(GV. NRW. S. 490) 

 
 
Der Rat der Gemeinde Saerbeck hat in seiner Sitzung am 1. September 2022 den Bebauungsplan Nr. 44 Hanfteich-
weg als Satzung beschlossen. Der Beschluss hat folgenden Wortlaut: 
 
Der Rat beschließt den Bebauungsplan Nr. 44 Hanfteichweg bestehend aus Planzeichnung und Festsetzungen ge-
mäß § 10 BauGB in Verbindung mit §§ 7 und 41 GO NW als Satzung. Die Begründung mit Umweltbericht ist Be-
standteil des Bebauungsplans und wird ebenfalls beschlossen.   
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Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist in nachfolgender Darstellung mit einer schwarzen Strichlinie einge-
fasst (Flurstücke 201 teilweise und 232 der Flur 40 der Gemarkung Saerbeck):   
 

 
 

Das Baugebiet liegt im Südosten der Ortslage an der Westladbergener Straße. Die derzeit noch landwirtschaftlich 
genutzte Fläche wird im Bebauungsplan als allgemeines Wohngebiet ausgewiesen und für die Entwicklung neuer 
Wohnbauflächen planungsrechtlich gesichert.  
 
Für den Eingriff in Natur und Landschaft entsteht ein Biotopwertdefizit, das nicht innerhalb des Geltungsbereichs 
ausgeglichen werden kann. Der ökologische Ausgleich erfolgt in dem anerkannten und genehmigten Kompensa-
tionsflächenpool K2, Gemarkung Saerbeck, Flur 22, Flurstück 40. Die Fläche wird nachfolgend rot umrandet räum-
lich dargestellt:  
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Im Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung ist für die Vogelarten Feldsperling und Star ein vorgezogener Aus-
gleich zur Sicherung der ökologischen Funktion als Fortpflanzungs- und Ruhestätte im räumlichen Zusammenhang 
erforderlich. Dafür wird die östliche Teilfläche des Flurstücks 201, Flur 40 in der Gemarkung Saerbeck, unmittelbar 
an das Plangebiet angrenzend, nach einem Maßnahmenplan artenschutzfachlich aufgewertet. Die Fläche grenzt 
im Süden an den Hanfteichweg und wird nachfolgend rot umrandet dargestellt: 
 

 
 

Bekanntmachungsanordnung 
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Die vorstehende Satzung wird gem. § 12 der Hauptsatzung der Gemeinde Saerbeck sowie gem. § 2 Abs. 4 der 
BekanntmVO NW und des § 7 Abs. 6 der GO NRW in der jeweils derzeit gültigen Fassung, öffentlich bekannt ge-
macht.  
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 44 Hanfteichweg in Kraft. 
 

Einsichtnahme 
 
Der Bebauungsplan Nr. 44 Hanfteichweg mit Begründung einschließlich Umweltbericht und der zusammenfas-
senden Erklärung gemäß § 10a BauGB, über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden, und über die Gründe, 
aus denen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglich-
keiten gewählt wurde, kann während der Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Saerbeck, Amt für Planen und 
Bauen, Ferrières-Straße 11, 48369 Saerbeck oder auf der Internetseite der Gemeinde Saerbeck unter 
https://www.saerbeck.de/ Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-
und-sonstige-Satzungen.htm  
eingesehen werden. Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  
 
Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung NRW 
wird hingewiesen:  
 
Eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs (§ 214 BauGB) 
werden gemäß § 215 BauGB unbeachtlich, wenn diese nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Genehmigung des Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde Saerbeck geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung der Vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründet, ist darzu-
legen. 
Nach § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
gegen Satzungen nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und  
      dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den  
      Mangel ergibt. 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für die Eingriffe in eine bis jetzt zulässige Nutzung durch diesen Bebauungs-
plan und über die Fälligkeit bzw. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

 
Saerbeck, 01.02.2023      Gemeinde Saerbeck 
         Der Bürgermeister 
         gez. Dr. Lehberg 
            
         Kreis Steinfurt 09/2023/95 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.saerbeck.de/%20Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
https://www.saerbeck.de/%20Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
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96. Öffentliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zur 3. Ände-
rung des Bebauungsplans Nr. 25 „Schulkamp III“ der Gemeinde 
Saerbeck gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt geän-
dert durch Art. 1 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) 
in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
G vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) 

 
 
Der Rat der Gemeinde Saerbeck hat in seiner Sitzung am 1. September 2022 die 3. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 25 Schulkamp III als Satzung beschlossen. Der Beschluss hat folgenden Wortlaut: 
 
Der Rat beschließt den Bebauungsplan bestehend aus Planzeichnung und Festsetzungen gemäß § 10 BauGB in 
Verbindung mit §§ 7 und 41 GO NW als Satzung. Die Begründung mit Umweltbericht ist Bestandteil des Bebau-
ungsplans und wird ebenfalls beschlossen.   
 
Der Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 25 Schulkamp III ist in nachfolgender Darstellung 
mit einer breiten Strichlinie schwarz umrandet dargestellt (Gemarkung Saerbeck, Flur 20, Flürstück 188 teilweise):  
 

 
  
Der Änderungsbereich wird im Nordwesten von der Straße „Am Schulkamp“ begrenzt und schließt im Süden und 
Südwesten an bestehende Gewerbebetriebe an. Die Teilfläche wurde bisher als gewerbliche Baufläche identifi-
ziert und wird nun im Rahmen der Bebauungsplanänderung wieder als Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen. 
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Die Baulandfläche musste zugunsten eines neu entwickelten Baugebietes im Südosten der Ortslage aufgegeben 
werden. Der Flächennutzungsplan ist parallel angepasst worden.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird gem. § 12 der Hauptsatzung der Gemeinde Saerbeck sowie gem. § 2 Abs. 4 der 
BekanntmVO NW und des § 7 Abs. 6 der GO NRW in der jeweils derzeit gültigen Fassung, öffentlich bekannt ge-
macht.  
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 25 „Schulkamp III“ in Kraft.  

Einsichtnahme  
 
Die Bebauungsplanänderung  mit Begründung einschließlich Umweltbericht und der zusammenfassenden Erklä-
rung gemäß § 10a BauGB, über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden, und über die Gründe, aus denen der Plan 
nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt 
wurde, kann während der Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Saerbeck, Amt für Planen und Bauen, Ferri-
ères-Straße 11, 48369 Saerbeck oder auf der Internetseite der Gemeinde Saerbeck unter 
https://www.saerbeck.de/ Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-
und-sonstige-Satzungen.htm  
eingesehen werden. Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  
 
Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung NRW 
wird hingewiesen:  
 
Eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs (§ 214 BauGB) 
werden gemäß § 215 BauGB unbeachtlich, wenn diese nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Genehmigung des Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde Saerbeck geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung der Vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründet, ist darzu-
legen. 
Nach § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
gegen Satzungen nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und  
      dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den  
      Mangel ergibt. 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für die Eingriffe in eine bis jetzt zulässige Nutzung durch diesen Bebauungs-
plan und über die Fälligkeit bzw. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

 
Saerbeck, 01.02.2023      Gemeinde Saerbeck 
         Der Bürgermeister 
         gez. Dr. Lehberg 
            
         Kreis Steinfurt 09/2023/96 
 
 

 

https://www.saerbeck.de/%20Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
https://www.saerbeck.de/%20Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
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97. Öffentliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zur Aufhebung 

des Bebauungsplans Nr. 34 „Gewerbegebiet nördlich des Bußmanns-
baches“ der Gemeinde Saerbeck gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I 
S. 3634) zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 4. Januar 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 G vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) 

 
 
Der Rat der Gemeinde Saerbeck hat in seiner Sitzung am 1. September 2022 die Aufhebung des Bebauungsplans 
Nr. 34 „Gewerbegebiet nördlich des Bußmannsbaches“ als Satzung beschlossen. Der Beschluss hat folgenden 
Wortlaut:  
Der Rat beschließt den Bebauungsplan bestehend aus Planzeichnung und Festsetzungen gemäß § 10 BauGB in 
Verbindung mit §§ 7 und 41 GO NW als Satzung. Die Begründung mit Umweltbericht ist Bestandteil des Bebau-
ungsplans und wird ebenfalls beschlossen.   
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist in nachfolgender Darstellung mit einer rot schraffierten Fläche (Flür-
stücke 16, 17 teilweise, 18, 52, 60 der Flur 24 in der Gemarkung Saerbeck) dargestellt:  
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Der Aufhebungsbereich grenzt im Norden und Nordosten an Gewerbe- und Industriegebiete im Bereich Schul-
kamp und ist ansonsten von landwirtschaftlich genutzter Fläche bzw. Wald umgeben. Der bisher als gewerbliche 
Baufläche identifizierte Bereich wird nun wieder als Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen. Die Baulandfläche 
musste zugunsten eines neu entwickelten Baugebietes im Südosten der Ortslage aufgegeben werden. Der Flä-
chennutzungsplan ist parallel angepasst worden.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird gem. § 12 der Hauptsatzung der Gemeinde Saerbeck sowie gem. § 2 Abs. 4 der 
BekanntmVO NW und des § 7 Abs. 6 der GO NRW in der jeweils derzeit gültigen Fassung, öffentlich bekannt ge-
macht.  
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 34 „Gewerbegebiet nördlich des Buß-
mannsbaches“ in Kraft.  

Einsichtnahme  
 
Die Bebauungsplanänderung  mit Begründung einschließlich Umweltbericht und der zusammenfassenden Erklä-
rung gemäß § 10a BauGB, über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden, und über die Gründe, aus denen der Plan 
nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt 
wurde, kann während der Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Saerbeck, Amt für Planen und Bauen, Ferri-
ères-Straße 11, 48369 Saerbeck oder auf der Internetseite der Gemeinde Saerbeck unter 
https://www.saerbeck.de/ Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-
und-sonstige-Satzungen.htm  
eingesehen werden. Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  
 

https://www.saerbeck.de/%20Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
https://www.saerbeck.de/%20Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
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Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung NRW 
wird hingewiesen:  
 
Eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs (§ 214 BauGB) 
werden gemäß § 215 BauGB unbeachtlich, wenn diese nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Genehmigung des Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde Saerbeck geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung der Vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründet, ist darzu-
legen. 
Nach § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
gegen Satzungen nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und  
      dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den  
      Mangel ergibt. 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für die Eingriffe in eine bis jetzt zulässige Nutzung durch diesen Bebauungs-
plan und über die Fälligkeit bzw. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

 
Saerbeck, 01.02.2023      Gemeinde Saerbeck 
         Der Bürgermeister 
         gez. Dr. Lehberg 
            
         Kreis Steinfurt 09/2023/97 
 
 

98. Öffentliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zur 4. Ände-
rung des Bebauungsplans Nr. 26 „Schulkamp IV“ der Gemeinde 
Saerbeck gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt geän-
dert durch Art. 1 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) 
in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
G vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) 

 
 
Der Rat der Gemeinde Saerbeck hat in seiner Sitzung am 1. September 2022 die 4. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 26 Schulkamp IV als Satzung beschlossen. Der Beschluss hat folgenden Wortlaut: 
 
Der Rat beschließt den Bebauungsplan bestehend aus Planzeichnung und Festsetzungen gemäß § 10 BauGB in 
Verbindung mit §§ 7 und 41 GO NW als Satzung. Die Begründung mit Umweltbericht ist Bestandteil des Bebau-
ungsplans und wird ebenfalls beschlossen.   
 
Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist in nachfolgender Darstellung mit einer kurzen, breiten 
Strichlinie schwarz umrandet dargestellt (Gemarkung Saerbeck, Flur 20, Flürstück 79 teilweise):  
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Der Änderungsbereich wird im Nordwesten von der Straße Rheinsalm und im Süden von bestehenden Gewerbe-
betrieben begrenzt. Die Teilfläche wurde bisher als gewerbliche Baufläche identifiziert und wird nun im Rahmen 
der Bebauungsplanänderung wieder als Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen. Die Baulandfläche musste zu-
gunsten eines neu entwickelten Baugebietes im Südosten der Ortslage aufgegeben werden. Der Flächennutzungs-
plan ist parallel angepasst worden.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird gem. § 12 der Hauptsatzung der Gemeinde Saerbeck sowie gem. § 2 Abs. 4 der 
BekanntmVO NW und des § 7 Abs. 6 der GO NRW in der jeweils derzeit gültigen Fassung, öffentlich bekannt ge-
macht.  
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 26 „Schulkamp IV“ in Kraft.  

Einsichtnahme  
 
Die Bebauungsplanänderung  mit Begründung einschließlich Umweltbericht und der zusammenfassenden Erklä-
rung gemäß § 10a BauGB, über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden, und über die Gründe, aus denen der Plan 
nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt 
wurde, kann während der Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Saerbeck, Amt für Planen und Bauen, Ferri-
ères-Straße 11, 48369 Saerbeck oder auf der Internetseite der Gemeinde Saerbeck unter 
https://www.saerbeck.de/ Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-
und-sonstige-Satzungen.htm  
eingesehen werden. Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  
 

https://www.saerbeck.de/%20Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
https://www.saerbeck.de/%20Buergerinfo/Planen-und-Bauen/Bebauungsplaene/Rechtskraeftige-Bauleitplaene-und-sonstige-Satzungen.htm
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Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung NRW 
wird hingewiesen:  
 
Eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs (§ 214 BauGB) 
werden gemäß § 215 BauGB unbeachtlich, wenn diese nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Genehmigung des Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde Saerbeck geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung der Vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründet, ist darzu-
legen. 
Nach § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
gegen Satzungen nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und  
      dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den  
      Mangel ergibt. 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für die Eingriffe in eine bis jetzt zulässige Nutzung durch diesen Bebauungs-
plan und über die Fälligkeit bzw. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

 
Saerbeck, 01.02.2023      Gemeinde Saerbeck 
         Der Bürgermeister 
         gez. Dr. Lehberg 
            
         Kreis Steinfurt 09/2023/98 
 
 

 
 
 
 
99. Öffentliche Bekanntgabe gem. § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Um-

weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24.02.2010 - in der zurzeit 
gültigen Fassung - des Ergebnisses der Vorprüfung des Einzelfalls 
nach § 7 UVPG 

 
 
Das Straßenbauamt Kreis Steinfurt hat die Erteilung einer Plangenehmigung zum Ausbau eines 
Gewässers nach § 68 Absatz 2Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für die Teilverrohrung und Ver-
legung von Fließgewässern entlang der K59 auf den Grundstücken Gemarkung Metelen, Flur 
37/Flurstück 25, Flur 38/Flurstück 97 u. 98 und Flur 39/Flurstück 28, beantragt. 
 
Dieses Vorhaben fällt in den Anwendungsbereich des UVPG so dass ein Vorprüfungsverfahren 
zur Feststellung des Erfordernisses einer Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 6 - 14 
UVPG durchgeführt wurde. 
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Nach Auswertung der Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und Prüfung der vorge-
legten Daten und Antragsunterlagen wurde im Rahmen der Vorprüfung unter Berücksichtigung 
der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien festgestellt, dass für dieses Vorhaben die Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.  
 
Nach § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar. 
 
Steinfurt, 07.02.2023      Kreis Steinfurt 
         Der Landrat 

Umweltamt 
Im Auftrag 
gez. Dr. Winters 

            
         Kreis Steinfurt 09/2023/99 
 
 

100. Öffentliche Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2021 des Krei-
ses Steinfurt 

 
 
Aufgrund § 53 Abs. 1 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 646), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 13.04.2022 (GV NRW S. 490), in Verbindung mit § 96 Abs. 2 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.04.2022 (GV NRW S. 
490), wird nachstehender Beschluss des Kreistages des Kreises Steinfurt vom 13.12.2022 öf-
fentlich bekanntgemacht: 
 

a. Der vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüfte Jahresabschluss des Kreises Steinfurt 
zum 31.12.2021 einschließlich Lagebericht und Anhang wird mit einer Bilanzsumme von 
615.582.755,68 € und einem Jahresfehlbetrag von 5.573.107,19 € festgestellt. 
 

b. Das Jahresergebnis von -5.573.107,19 € wird der Ausgleichsrücklage entnommen. 
 

c. Dem Landrat wird für den Jahresabschluss 2021 gem. § 53 der Kreisordnung (KrO NRW) 
i. V. m. § 96 Abs. 1 Gemeindeordnung (GO NRW) Entlastung erteilt. 

 
Die Bilanz zum 31.12.2021 weist folgende Eckwerte aus: 
 

 Bestand per Bestand per   Bestand per Bestand per 

AKTIVA  31.12.2020 31.12.2021  PASSIVA  31.12.2020 31.12.2021 

       

1. Anlagevermögen  481.387.425,09 493.989.039,68  1. Eigenkapital  46.902.490,12 39.356.172,19 

2. Umlaufvermögen  88.712.174,28 71.033.434,68  2. Sonderposten  254.261.052,29 242.520.431,92 

3. Aktive RAP 54.983.718,52 46.911.305,64  3. Rückstellungen  217.783.772,03 224.280.825,65 

    4. Verbindlichkeiten  104.426.643,29 104.743.709,48 

    5. Passive RAP 4.794.455,16 4.681.616,44 

SUMME AKTIVA  628.168.412,89 615.582.755,68  SUMME PASSIVA  628.168.412,89 615.582.755,68 
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Der Jahresabschluss 2021 einschließlich der Anlagen kann auf der Homepage des Kreises 
Steinfurt (www.kreis-steinfurt.de) eingesehen werden.  
 
Steinfurt, 08.02.2023      Kreis Steinfurt 
         Der Landrat 
         gez. Dr. Sommer 
            
         Kreis Steinfurt 09/2023/100 
 
 
 
 

101. Öffentliche Zustellung eines Bescheides; Az.: 124397669 
 
 
Gegen Herrn Jens Riepelmeier, zuletzt wohnhaft in 32584 Löhne, Katzenbusch 2, ist ein Be-
scheid des Landrates des Kreises Steinfurt vom 29.11.2022 (Az: 124397669) ergangen. 
 
Der Bescheid kann vom Empfangsberechtigten im Kreishaus in 48565 Steinfurt, Tecklenburger 
Str. 10, Zimmer G 216, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. abgeholt wer-
den. 
 
Der Bescheid wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung im Amtsblatt des Kreises Steinfurt öffentlich zugestellt. Er gilt als 
zugestellt, wenn seit der Bekanntmachung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind. 
 
Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
Steinfurt, 08.02.2023      Kreis Steinfurt 
         Der Landrat 
               
         Kreis Steinfurt 09/2023/101 
 
 

102. Öffentliche Bekanntmachung eines immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsbescheides gemäß § 10 Abs. 7 und 8 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG) i.V.m. § 21a der 9. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (9. BImSchV) 

 
 
Der Kreis Steinfurt, Tecklenburger Str. 10, 48565 Steinfurt hat für die Firma Bürgerwind Hagen-
kamp GmbH & Co. KG, Dumte 16, 48565 Steinfurt mit Datum vom 28.12.2022 eine immissions-
schutzrechtliche Genehmigung mit folgendem verfügenden Teil erteilt: 
 
„Hiermit wird der Firma Bürgerwind Hagenkamp GmbH & Co. KG, Dumte 16, 48565 Steinfurt 
gemäß §§ 4 und 6 i.V.m. § 10 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) sowie i.V.m. 
§ 1 und der Nr. 1.6.2 des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. 
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BImSchV) die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von drei Windenergieanlagen 
(WEA) des Typs Nordex N 163/6.X TCS 164 in 48366 Laer und 48565 Steinfurt erteilt.  
 
Die Windenergieanlagen dürfen auf den Grundstücken in 48366 Laer, Gemarkung Laer, Flur 
17, Flurstück 6 (WEA 1) und in 48565 Steinfurt, Gemarkung Borghorst, Flur 54, Flurstück 8 
(WEA 2) sowie Gemarkung Borghorst, Flur 54, Flurstück 10 (WEA 3) errichtet und betrieben 
werden, wobei dieser Genehmigungsbescheid unter folgender aufschiebender Bedingung 
ergeht: Er darf nur dann in Anspruch genommen werden, wenn die erforderlichen Abstandsflä-
chen- und Zuwegungsbaulasten in das jeweilige Baulastenverzeichnis eingetragen sind. Die 
Nachweise sind der Baubeginnanzeige beizufügen. 
 
Die gemäß § 14 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) erforderliche Zustimmung der Be-
zirksregierung Münster wurde mit Schreiben vom 13.08.2021; Az.: 26.01.01.07 Nr. 118-21 er-
teilt. 
 
Die WEA sind entsprechend den geprüften, mit Anlagestempel gekennzeichneten Antragsun-
terlagen zu errichten und zu betreiben, soweit in den nachfolgenden Nebenbestimmungen 
nichts anderes bestimmt ist. 
 
Die Antragsunterlagen sind Bestandteil dieser Genehmigung.“ 
 
Der Genehmigungsbescheid ist unter Aufnahme von Nebenbestimmungen und Hinweisen zum 
Immissionsschutzrecht, Baurecht, Naturschutzrecht, Wasserrecht, Bodenschutz- und Abfallwirt-
schaftsrecht, Bodendenkmalrecht, Arbeitsschutzrecht, Forstrecht und zum zivilen sowie zum 
militärischen Luftverkehrsrecht ergangen. 
 
Es ergeht folgende Rechtsmittelbelehrung gegenüber Dritten (Personen, die keine Einwen-
dungen gegenüber dem Vorhaben erhoben haben): 
„Gegen den oben genannten Genehmigungsbescheid können Sie nach Ablauf der Auslegungs-
frist des Genehmigungsbescheides (Ablauf des 01.03.2023) bis zum Ablauf des 03.04.2023 
(Klagefrist) Klage erheben. Die Klage ist beim Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-
Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, schriftlich oder mündlich zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzureichen.  
Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments an die elektronische 
Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifi-
zierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der ver-
antwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 
4 VwGO eingereicht werden. Es muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Die 
technischen Rahmenbedingungen für die Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch 
das Gericht bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verord-
nung vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fassung. 
Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentli-
chen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach § 55d Satz 1 VwGO als 
elektronisches Dokument übermittelt werden. 
Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach der VwGO vertretungsberechtigte Per-
sonen, denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur 
Verfügung steht. 
Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus technischen Gründen vorübergehend 
nicht möglich, bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 1 und 2 VwGO die Klage-
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erhebung mittels Schriftform oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zuläs-
sig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach 
glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen.“ 
 
Eine Ausfertigung des Genehmigungsbescheides und seiner Begründung sowie die zusammen-
fassende Darstellung und begründete Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 20 Abs. 1a 
und 1b der 9. BImSchV liegen nach dieser Bekanntmachung für zwei Wochen ab dem 
16.02.2023 bis zum Ablauf des 01.03.2023 während der Dienststunden zur Einsicht bei folgen-
den Behörden aus: 

 Kreis Steinfurt, Tecklenburger Str. 10, 48565 Steinfurt, Zimmer A515 

 Kreisstadt Steinfurt, Fachdienst Stadtplanung und Bauordnung, Emsdettener Straße 40, 
48565 Steinfurt, Zimmer 231 

 Rathaus der Gemeinde Laer, Mühlenhoek 1, 48366 Laer, Zimmer 31 
 
Diese Bekanntmachung über die Zulassungsentscheidung und der Genehmigungsbescheid so-
wie die zusammenfassende Darstellung und begründete Bewertung der Umweltauswirkungen 
nach § 20 Abs. 1a und 1b der 9. BImSchV werden auch im Internet auf dem zentralen UVP-
Internetportal unter der Adresse www.uvp-verbund.de und unter der Internetadresse 
https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Aktuelles/Bekanntmachungen/ elektronisch veröf-
fentlicht. Die elektronisch veröffentlichten Unterlagen sind ab dem 16.02.2023 bis zum Ablauf 
der Klagefrist über die o.g. Internetadressen einsehbar.  
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist (01.03.2023) gilt der Genehmigungsbescheid gemäß § 10 
Abs. 8 Satz 5 BImSchG auch gegenüber Dritten, die keine Einwendungen erhoben haben, als 
zugestellt, sodass die in der o.g. Rechtsmittelbelehrung genannte Klagefrist in Gang gesetzt 
wird. 
 
Eine Abschrift des Genehmigungsbescheides mit Begründung und der zusammenfassenden 
Darstellung und begründeten Bewertung der Umweltauswirkungen kann ab dem 16.02.2023 bis 
zum Ablauf der Klagefrist beim Umweltamt des Kreises Steinfurt, Tecklenburger Straße 10, 
48565 Steinfurt schriftlich oder elektronisch angefordert werden. 
 
Steinfurt, 09.02.2023      Kreis Steinfurt 
         Der Landrat 
         Umweltamt 
         Az.: 67/3-566.0026/20/1.6.2 
         Im Auftrag 
         gez. Dr. Winters 
            
         Kreis Steinfurt 09/2023/102 
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